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DRITTER TEIL 

Einigkeit, Recht und Freiheit 

25 Jahre deutsche Wiedervereinigung (1990-2015) 

Die Väter der deutschen Einheit:  

George Bush sen., Helmut Kohl, Michail Gorbatschow 

George Bush und die deutsche Wiedervereinigung 1989/901 

Von Horst Möller 

Wäre es ohne die USA 1989/1990 zur Wiedervereinigung Deutschlands ge-

kommen? Die Frage ist spekulativ, zeigt aber das Problem: Vom Frühjahr 1989 bis 

zum Sommer 1990 gab es zahlreiche wichtige Akteure im diplomatischen Prozess, 

der die Wiedervereinigung herbeiführte. Drei Staatsmänner aber spielten eine zent-

rale Rolle: der deutsche Bundeskanzler Helmut Kohl, der Generalsekretär der 

KPdSU, Michail Gorbačev und der amerikanische Präsident George Bush sen. 

Zwar standen sie in diesem weltpolitischen Schachspiel nicht allein, auch andere 

Staatsmänner sowie ihre politischen und diplomatischen Berater nahmen wichtige 

Aufgaben wahr, beispielsweise die Außenminister Hans-Dietrich Genscher, Eduard 

Ševardnadze und James Baker, doch ohne die drei erstgenannten führenden Politi-

ker wären die Verhandlungen anders verlaufen: Die politische Mitwirkung der ame-

rikanischen und der europäischen Regierungen war unterschiedlich, Zustimmung 

und Ablehnung waren ebenso wie der jeweilige Zeitpunkt für ihr Engagement ver-

schieden; bei fast allen Akteuren veränderte sich während weniger Monate ihre 

Haltung. 

Die einleitende Frage bleibt hypothetisch, nicht aber die folgende Feststellung: 

Präsident Bush hat früher als andere Staatsmänner den weltpolitischen Wandel in-

folge der Auflösung der kommunistischen Diktaturen erkannt und in diesem Pro-

zess früher als alle anderen eine Chance zur Wiedervereinigung Deutschlands ge-

sehen. Er ist jedoch noch weitergegangen, er hat diese Möglichkeit begrüßt. Und 

während der dritte entscheidende Akteur, die sowjetische Führung, nur widerwillig 

und zögerlich diese Richtung einschlug, war Bush neben Kohl derjenige, der die 

Wiedervereinigungspolitik mit Energie vorangetrieben hat. Allerdings gab es auch 

in der amerikanischen Administration unterschiedliche Positionen, außerdem ban-

den die USA ihre Unterstützung an Bedingungen, ohne deren Erfüllung sie der Wie-

dervereinigung nicht zugestimmt hätten. 

Bereits am 12. Mai 1989 schrieb Präsident Bush vertraulich an Bundeskanzler 

Kohl, „dass sich uns eine historische Chance bietet“, die Ost-West-Beziehungen zu 

                                                           
1  Gekürzter und bearbeiteter Text eines Vortrags bei der „Gemeinsamen Kommission für die 

Erforschung der jüngeren Geschichte der deutsch-russischen Beziehungen“, Sept. 2003, in: 

Mitteilungen der Gemeinsamen Kommission für die Erforschung der jüngeren Geschichte der 

deutsch-russischen Beziehungen. Herausgegeben im Auftrag der Gemeinsamen Kommission 

von Horst Möller und Aleksandr Cubarjan, Bd. 3, München 2008, S. 38-49. 
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verändern.2 Welche Konsequenzen daraus für Deutschland zu ziehen waren, blieb 

zu diesem Zeitpunkt allerdings offen. Noch im Herbst 1989 zeichneten sich zwei 

Denkschulen in der amerikanischen Administration ab: Sie stimmen aber in der 

grundlegenden Diagnose überein, dass der weltpolitische Wandel eine nachhaltige 

Veränderung der innerdeutschen Beziehungen herbeiführen werde. Die Differenz 

lag im Ausmaß dieser Konsequenz. Außenminister James Baker sprach in einer 

Rede am 16. Oktober 1989 in New York vor der Foreign Policy Association noch 

von „reconciliation“, Bush hingegen in einem Interview mit der New York Times 

am 24. Oktober, das unmittelbar nach einem Telefongespräch mit Kohl stattfand, 

von „reunification“. Der amerikanische Präsident erklärte unter anderem: er teile 

nicht die Sorge einiger europäischer Länder hinsichtlich einer möglichen Wieder-

vereinigung Deutschlands, er befürchte keinen deutschen Neutralismus. Es sei Auf-

gabe der deutschen, britischen und französischen NATO-Partner, sich über dieses 

Thema zu verständigen.  

Der Führer der demokratischen Mehrheit des amerikanischen Senats, George 

Mitchell, bezeichnete die Wiedervereinigung sogar schon im Oktober 1989 als „un-

vermeidlich“. Die Mauer werde in relativ kurzer Zeit abgerissen werden, es werde 

zu einem „gewissen Grad an größerem Föderalismus zwischen Ost- und West-

deutschland“ kommen.3 

Warum erwiesen sich die USA so aufgeschlossen gegenüber der konstruktiven 

Lösung der deutschen Frage? 

Eine Reihe langfristiger Gründe standen neben kurzfristigen. Die langfristigen 

nenne ich nur summarisch, die unmittelbare Vorgeschichte behandle ich etwas aus-

führlicher. 

1. Schon während der Besatzungsjahre steuerten die Amerikaner früher und 

intensiver als die anderen Besatzungsmächte auf den Wiederaufbau einer deutschen 

Demokratie zu. Sie betrachteten die Teilung als Ergebnis des Kalten Krieges und 

setzten auf eine schnelle politische, ökonomische und verteidigungspolitisch-stra-

tegische Integration der Bundesrepublik Deutschland in die westliche Welt. Im 

Laufe der Jahrzehnte war die Bundesrepublik auch ökonomisch zu einem der wich-

tigsten Partner der USA geworden. Da die Amerikaner selbst in großräumigen Ka-

tegorien dachten, lag für sie die Integration Europas auch im amerikanischen Inte-

resse. Die Zweiteilung Europas betrachteten die USA nicht als endgültig. Stärker 

als andere Staaten des Westens verbanden sie die militärische Sicherung mit einer 

politischen Mission zugunsten der weltpolitischen Ausdehnung der demokratischen 

Staaten. Aufgrund dieser Ausgangsbasis standen für die amerikanische Politik mi-

litärische Scherung des Westens, Antikommunismus und Demokratisierung Osteu-

ropas, die Ostdeutschland einbezog, in einem Zusammenhang. Die damals naiv er-

scheinende Berliner Rede, die Präsident Ronald Reagan vor dem Brandenburger 

                                                           
2  Hanns-Seidel-Stiftung (Hrsg.): Dokumentation der Preisverleihung an George Bush am 

13. November 1999. Sonderausgabe. Politische Studien, München 1999, S. 60, 63 f., 75. 

3  Zusammenfassung dieser Äußerungen in einem Bericht Teltschiks für Bundeskanzler Kohl am 

24. Oktober 1989, in: ebd., S. 465-467. 
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Tor an die Adresse des sowjetischen Generalsekretärs richtete: „Herr Gorbatschow, 

öffnen Sie dieses Tor, reißen Sie diese Mauer nieder!“, zielte zwar – wie alle ver-

gleichbaren Reden – auf den öffentlichkeitswirksamen rhetorischen Effekt, besaß 

aber zugleich eine ideelle, auf Demokratisierung und Freiheit ausgerichtete Kom-

ponente.  

2. Die kurzfristigen Gründe für die Sensibilität der amerikanischen Führung in 

Bezug auf die deutsche Frage lagen in der Sicherheitspolitik. Die neue amerikani-

sche Regierung Bush bereitete seit 1987 eine außen- und sicherheitspolitische Be-

standsaufnahme vor. Sie behandelte auch Perestroika und Glasnost’ in der Sowjet-

union und sollte Grundlage des außenpolitischen Konzepts der Bush-Administra-

tion werden. Aus Präsident Bushs erster diesbezüglicher Weisung an den Politi-

schen Koordinierungsausschuss ging die Analyse unter dem Titel „Nationale Si-

cherheitsüberprüfung – Westeuropa 12“ (NSR 12) hervor. In ihr findet sich eine 

zusammenhängende Darstellung der Beziehungen der USA und Westeuropas zur 

Sowjetunion unter dem Aspekt der Verteidigungspolitik und der Rüstungskon-

trolle. 

Weitere Analysen folgten, doch waren es, wie Philip Zelikow – damals außen-

politischer Berater in der Bush-Administration – und Condoleezza Rice feststellten, 

nicht die Analysen, sondern die Ereignisse, die eine Wendung herbeiführten. Bush 

wollte vermeiden, dass sich die Niederschlagung von Reformbewegungen durch 

sowjetische Truppen wie in Ungarn 1956 und Prag 1968 wiederholte. Er wartete 

deshalb, bis das Solidarność-Verbot in Polen aufgehoben wurde, bevor er am 

17. April 1989 ein offizielles Signal gab: Hilfe aus dem Westen könne gleichzeitig 

mit einer Liberalisierung in den osteuropäischen Staaten erfolgen.  

„Der Westen kann jetzt eine kühne Vision der Zukunft Europas mutig Vorschla-

gen: Wir träumen von dem Tag. an dem es keine Schranken für die Bewegungsfrei-

heit von Menschen, Waren und Ideen mehr gibt“.4 

Präsident Bush verfolgte von Beginn seiner Amtszeit an viel weitergehende 

Ziele als die führenden Beamten des Außenministeriums, er wünschte eine Revi-

sion der gesamten Europapolitik, die den Auflösungserscheinungen innerhalb der 

kommunistischen Diktaturen Rechnung trug. In Bezug auf die Deutschlandpolitik 

wurden die beiden unterschiedlichen Positionen schon im März 1989 deutlich: So 

betrachtete die Leiterin des Koordinierungsausschusses für Europapolitik, die 

frühere amerikanische Botschafterin in der DDR Rozanne Ridgway den Status quo 

als Basis des Friedens, sie hielt es – in Übereinstimmung mit der Mehrheitsmeinung 

im amerikanischen Außenministerium – nicht allein für voreilig, sondern auch für 

unklug, die deutsche Frage von amerikanischer Seite aufzugreifen. Demgegenüber 

verraten andere Mitglieder des Ausschusses, Philip Zelikow und Robert Blackwill, 

die USA müssten ihrerseits in der deutschen Frage in die Offensive gehen, wenn 

                                                           
4  Zelikow, Philip / Rice, Condoleezza: Sternstunden der Diplomatie. Die deutsche Einheit und 

das Ende der Spaltung Europas. 2. Aufl., Berlin 1997, S. 54. 
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der Kalte Krieg sich dem Ende nähere.5 Auch innerhalb der CIA sowie bei den 

Vereinigten Stabschefs bestanden analog die beiden Positionen. Außenminister Ja-

mes Baker und seine engsten Berater repräsentierten eher die Status-quo-Politik. 

Damit sind die beiden hauptsächlichen Denkschulen bezeichnet, es hing nun 

zum einen von der politischen Entwicklung selbst ab, zum anderen von der Zielset-

zung des amerikanischen Präsidenten. Dabei kam es entscheidend auf die Reaktion 

an, denn das Tempo der Entwicklung bestimmten nicht die Politiker des Westens. 

Dies haben nicht nur Diplomaten verkannt, sondern auch Staatsmänner wie Fran-

çois Mitterrand. Doch anders als Margaret Thatcher, die aufgrund ihrer Starrheit 

und ihres Denkens in Klischees zu einer realistischen außenpolitischen Diagnose 

unfähig war, erwies sich der französische Staatspräsident nach anfänglich eher hin-

haltendem Widerstand als flexibel. Seit dem Zusammentreffen mit Bundeskanzler 

Kohl in Larché am 4. Januar 1990 modifizierte er seine Haltung, dadurch gewann 

er im Zusammenwirken mit Kohl Einfluss, zwar nicht auf den Prozess der Wieder-

vereinigung im engeren Sinn, aber auf ihre europapolitische Einbindung.  

Je stärker sich in den USA im Laufe der Monate die Waage zu einer offensiven 

Europa- und Deutschlandpolitik neigte, desto mehr geriet die britische Politik in die 

Isolation, zumal sie zunächst ähnlich wie Mitterrand auf Gorbačevs Weigerung ver-

traute, die sowjetische Deutschlandpolitik zu verändern; einmal mehr erwies sich, 

dass amerikanisch-britische Kooperation nicht so selbstverständlich ist, wie es 

heute erscheint. 

Aus Anlass der Europareisen des amerikanischen Präsidenten mit dem 40-jäh-

rigen NATO-Jubiläum als Höhepunkt stand im Übrigen eine neue sicherheitspoli-

tische Initiative auf der Tagesordnung. Innerhalb der NATO und in der Bundesre-

publik gab es Streit über eine Modernisierung der nuklearen Kurzstreckenraketen 

(Lacos), innerhalb der amerikanischen Administration vertraten der Sicherheitsbe-

rater von Präsident Bush, Brent Scowcroft, und sein Stab die Auffassung, die USA 

hätten das konventionelle Gleichgewicht in Europa zu lange vernachlässigt, eine 

sicherheitspolitische Initiative sei an der Zeit. Ergebnis war der Vorschlag, sehr zü-

gig zu einer dramatischen Reduzierung der konventionellen Streitkräfte in Europa 

zu gelangen und so das konventionelle Gleichgewicht herzustellen.  

Tatsächlich bot der Brüsseler NATO-Gipfel am 29. und 30. Mai 1989, der 

durch die amerikanische Diplomatie mit geheim gehaltenen Informationsreisen zu 

den wichtigsten Partnern vorbereitet wurde, die beste Gelegenheit. Der stellvertre-

tende Außenminister Lawrence Eagleburger und Robert Gates, Stellvertreter Scow-

crofts, wurden zu Margaret Thatcher, François Mitterrand und Helmut Kohl ge-

sandt. Nicht nur der NATO-Gipfel wurde ein großer Erfolg für die amerikanische 

Politik, die hier nicht allein ihre machtpolitische, sondern ihre konzeptionelle Füh-

rungsrolle bewies. Auch die anschließenden Pressekonferenzen und die Reise 

Bushs durch die Bundesrepublik boten Gelegenheit, die neue Vision vom Ende des 

Kalten Krieges, dem Ende der weltpolitischen Teilung und der Teilung Europas zu 

                                                           
5 Ebd., S. 55.  
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verkünden sowie schließlich in diesem Kontext eine Lösung der deutschen Frage 

anzudeuten.  

Wie reagierten die USA auf die dramatischen Veränderungen vom Oktober und 

November 1989? Die prinzipielle Bereitschaft zur konstruktiven Lösung der deut-

schen Frage war seit Monaten erkennbar. Präsident Bush musste sich durch die Ent-

wicklung bestätigt fühlen, die Frage war, zu welchen Bedingungen die USA die 

Wiedervereinigung selbst aktiv betreiben wollten, nicht aber mehr, ob sie sie prin-

zipiell wollten. In der amerikanischen Außenpolitik gewann diejenige Denkschule 

an Boden, die für Präsident Bushs konstruktive Deutschlandpolitik eintrat. Präsi-

dent Bush hatte in seiner Rede am 31. Mai 1989 in Mainz konkret an Reagans Ber-

liner Appell angeknüpft: 

„Wie in Ungarn müssen überall in Osteuropa die Grenzen fallen. Nirgends 

wird die Trennung zwischen Ost und West deutlicher als in Berlin. Dort trennt die 

brutale Mauer Nachbar von Nachbar, Bruder von Bruder. Diese Mauer ist ein Mo-

nument des Versagens des Kommunismus. Sie muss fallen“.6 

Der Unterschied zur Rede Reagans lag in der Situation. Zum einen sprach Bush 

vom „Versagen des Kommunismus“ zu einem Zeitpunkt, als das System an vielen 

Stellen zu bröckeln begann, zum anderen verwies er auf Ungarn, wo die Auflösung 

schon weit fortgeschritten war. Ungarn sollte wenige Monate später eine noch ent-

scheidendere Rolle spielen, als Ministerpräsident Miklós Németh und Außenminis-

ter Gyula Horn nach Verhandlungen mit Bundeskanzler Kohl und Außenminister 

Genscher die Grenze nach Österreich öffneten und damit der Fluchtweg aus der 

DDR über Ungarn offen war. Nachdem auch für die 6.000 DDR-Flüchtlinge in der 

Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Prag Ende September eine Lösung 

durch Verhandlungen mit der tschechoslowakischen Regierung gefunden worden 

war, hatte die Mauer Löcher bekommen, bevor sie tatsächlich am 9. November ge-

öffnet wurde. 

Auf der anderen Seite war nicht klar, wie die Sowjetunion reagieren würde, die 

auf dem vergleichsweise kleinen Territorium der DDR (110.000 km2) nahezu 

400.000 Angehörige der Roten Armee stationiert hatte. Auch Kurzschlusshandlun-

gen der sowjetischen Armee oder der DDR-Führung, die immerhin über die Natio-

nale Volksarmee und paramilitärische Einheiten der Volkspolizei verfügte, waren 

in dieser dramatischen Situation nicht ausgeschlossen. Die Zahl und die Teilnehmer 

der Demonstrationen gegen das DDR-Regime wuchsen ständig, die Situation 

wurde beinahe täglich kritischer. Die Destabilisierung des Warschauer Paktes und 

der kommunistischen Regime barg also durchaus Gefahren. Aber noch am 9. No-

vember sagte Baker in einem Telefongespräch zu Genscher:  

„Die Vereinigten Staaten begrüßen die dramatischen Ereignisse, aber es ist 

noch ein langer Weg von der Reisefreiheit bis zur Vereinigung. Vielleicht ist es 

voreilig, die Vereinigung jetzt anzusprechen“. 

                                                           
6  Baker, James Addison: Drei Jahre, die die Welt veränderten. Erinnerungen, Berlin 1996, 

S. 150 f. 
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Andererseits hatte der amerikanische Botschafter in der Bundesrepublik, Ver-

non Walters – ohne von Baker dazu autorisiert zu sein – im Herbst 1989 mehrfach 

öffentlich die Wiedervereinigung prophezeit. Es ist nicht ganz von der Hand zu 

weisen, dass öffentliche Erklärungen der Beteiligten damals den Zweck hatten, den 

Boden jeweils für die eigenen Vorstellungen zu bereiten. 

Im November lautete die Frage nicht mehr, ob die USA die Wiedervereinigung 

im Prinzip wollten, sondern zu welchen Bedingungen sie die Wiedervereinigung 

selbst aktiv betreiben würden. In der amerikanischen Außenpolitik hatte sich dieje-

nige Denkschule durchgesetzt, die für die Wiedervereinigung, und damit Präsident 

Bushs Politik eintrat. Außenminister James Baker hat in seinen Erinnerungen ,,The 

Politics of Diplomacy“ (1995) diesen Prozess beschrieben. So mussten beispiels-

weise noch im September Redeentwürfe mehrmals überarbeitet werden, damit die 

Presse nicht die unterschiedlichen Positionen innerhalb der amerikanischen Außen-

politik heraushören konnte. In diesem Fall hätte die sowjetische Politik vermutlich 

versucht, mit der ihr genehmeren Richtung eine restriktive Politik in der Wieder-

vereinigungsfrage durchzusetzen. Zu Recht konstatierte Baker:  

„In gewisser Weise ist die internationale Politik ein ständiger Verhandlungs-

prozess. 1989, als der Niedergang der Großmacht Sowjetunion sich abzeichnete, 

gab es keine kritischeren Verhandlungen als jene, die die Art und Weise dieses Nie-

dergangs regeln sollten. Imperien entschwinden nicht einfach still in die Nacht; 

Macht wird selten einfach abgegeben, friedliche Transitionen sind die Ausnahme. 

Zwar war bis Jahresmitte ziemlich sicher, dass die Sowjets ihre Positionen rund um 

den Globus abbauen würden, doch die entscheidende Frage lautete: Wie weit wird 

der Kreml tatsächlich gehen?“7 

So war Gorbačev sehr verärgert, als Präsident Bush nach dem NATO-Gipfel 

im Juli 1989 nach Polen und Ungarn reiste und dort begeistert begrüßt wurde. Bushs 

Triumph wurde zu Recht als Niederlage der Sowjetunion in ihrer eigenen macht-

politischen Einflusszone, also innerhalb des Warschauer Pakts, angesehen. Auch 

die deutsche Frage war eingebettet in die gesamte transatlantische Politik der USA. 

Als die Zielrichtung klar war, kristallisierten sich Ende November 1989 vier 

Bedingungen der amerikanischen Politik heraus. Anlass war der 10-Punkte-Plan, 

den der Bundeskanzler am 28. November im Deutschen Bundestag ohne Absprache 

mit irgendeiner Regierung oder auch nur seinen Ministern vorgetragen hatte. 

Washington erkannte, dass Kohl damit das Gesetz des Handelns an sich gerissen 

hatte und wollte ihn bremsen bzw. das Verfahren bestimmen. Die vier amerikani-

schen Bedingungen lauteten:  

1.  Ohne verschiedene Varianten der Wiedervereinigung auszuschließen, musste 

das Prinzip der Selbstbestimmung der Deutschen, in dieser Situation also der 

DDR-Bevölkerung, gelten. 

                                                           
7  Ebd., S. 122f. 
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2. Die deutsche Vereinigung müsse im Kontext der dauerhaften Verankerung des 

vereinigten Deutschland in der NATO und der sich weiter integrierenden Eu-

ropäischen Gemeinschaft erfolgen. Dabei mussten die alliierten Rechte in 

Deutschland berücksichtigt werden. 

3. Die Vereinigung musste schrittweise und friedlich erfolgen. 

4. Die Unverletzlichkeit der Grenzen, wie sie in der Schlussakte der KSZE in Hel-

sinki gefordert wurde, musste auch für ein vereinigtes Deutschland gelten. 

Konkret bedeutete dies die völkerrechtlich verbindliche Anerkennung der  

Oder-Neiße-Grenze als deutsch-polnischer Grenze durch das vereinigte 

Deutschland.8 

Für die USA galt im Übrigen die gleiche Verpflichtung wie für Frankreich und 

Großbritannien. Sie alle hatten sich im Deutschlandvertrag in der Fassung vom 

23. Oktober 1954 in Artikel 7 verpflichtet, sich für die Wiedervereinigung einzu-

setzen, trotzdem stellte sich für die amerikanische Regierung die Frage, wie es ge-

lingen konnte, den Einklang zwischen Washington, Paris, London und Bonn her-

zustellen. Am 2./3. Dezember aber wartete auf den amerikanischen Präsidenten 

nicht allein die Frage der westalliierten Abstimmung, sondern das erste persönliche 

Treffen mit Gorbačev, der zu diesem Zeitpunkt nicht allein den amerikanischen 

Bedingungen, sondern der Wiedervereinigung überhaupt ablehnend gegenüber-

stand. 

Die Präsidentenberater Robert D. Blackwill, Condoleezza Rice, Philip Zelikow 

und Dennis Ross rieten dem Präsidenten für das Treffen auf dem Kreuzer „Maxim 

Gorki“ vor Malta, weiterhin am Ziel der Wiedervereinigung festzuhalten, aber den 

Vorschlag einer Vier-Mächte-Konferenz zurückzuweisen. Bushs Eindruck von 

dem Treffen war fälschlicherweise, dass Gorbačev die Wiedervereinigung nicht 

grundsätzlich ablehne, aber Vorsicht beim Verfahren verlange. Deshalb legte der 

amerikanische Präsident anschließend den Bundeskanzler darauf fest, vernünftig 

und nicht zu schnell zu agieren, um Gorbačev nicht in Bedrängnis zu bringen. Der 

Zehn-Punkte-Plan dürfe nicht als Zeitplan verstanden werden. NATO-Mitglied-

schaft und zunehmende europäische Integration mit dem vereinigten Deutschland 

als Mitglied seien unverzichtbare Voraussetzungen. Kohl stimmte Letzterem zu, 

wollte aber möglichst schnell freie Wahlen in der DDR und eine anschließende 

Konföderation beider deutscher Staaten als nächsten Schritt zur Wiedervereini-

gung. 

Tatsächlich stellte sich aber schon bald heraus, dass Gorbačev keineswegs so 

weit gehen wollte. Er habe nichts gegen eine Demokratisierung der DDR, gehe aber 

von ihrer Fortexistenz und ihrem Verbleib im Warschauer Pakt aus, die Einheit 

könne als Endziel betrachtet werden. Während der nächsten Wochen verschärfte 

sich die Situation, während gleichzeitig innerdeutsche Verhandlungen über westli-

che Wirtschaftshilfe, freie Wahlen, Zeitplan und mögliche Formen der Vereinigung 

stattfanden. Beim Besuch Kohls in Dresden am 19. Dezember kam er nicht allein 

                                                           
8  Ebd., S. 160. Zelikow / Rice: Sternstunden, S. 115. Küsters / Hofmann: Deutsche Einheit, 

S.  65. 
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mit Ministerpräsident Modrow zusammen, um diese Fragen zu besprechen, sondern 

sprach auch zu Hunderttausenden. Der Ruf während der Demonstrationen, „Wir 

sind das Volk!“ wurde zu „Wir sind ein Volk!“. Die Dynamik der Bürgerrechtsbe-

wegung in der DDR gewann zunehmend Einfluss auf die internationale Diplomatie 

und bestärkte Kohl in dem Ziel, die Weichen für die Wiedervereinigung unwider-

ruflich zu stellen. Dabei blieben die zögerlichen Reaktionen aus dem Westen, die 

prinzipielle Unterstützung Washingtons und die Ablehnung durch Moskau auszu-

tarieren. Die NATO-Mitgliedschaft der Bundesrepublik, die für diese selbst, aber 

auch für Washington eine unverzichtbare Bedingung der Wiedervereinigung blieb, 

stellte bis zum Sommer 1990 das größte Hindernis dar. Es bedurfte langwieriger 

Verhandlungen von Seiten Washingtons und Bonns mit Moskau, um diese Bedin-

gung durchzusetzen. 

In der zweiten Hälfte des Januar 1990 legten die Regierungen in Washington, 

Moskau und Bonn den Fahrplan und die Verfahrensweise fest. Washington sah sich 

vor drei zentrale Herausforderungen gestellt: 

1. Wie schnell sollte die Wiedervereinigung realisiert werden? 

2. Wie sollten die außenpolitischen bzw. internationalen Aspekte der Wiederver-

einigung geregelt werden? 

3. Welche Bedingungen könnten die NATO-Partner akzeptieren? 

Für Washington bestand vor allem das Problem, seine in völliger Übereinstim-

mung mit der Bundesregierung und den NATO-Partnern formulierte Bedingung der 

dauernden NATO-Mitgliedschaft des vereinigten Deutschland nicht zum Bume-

rang werden zu lassen. Die Sowjetunion hätte andernfalls den Spieß umdrehen kön-

nen. Sie hätte behaupten können, nicht sie, sondern die USA hätten die Wiederver-

einigung durch die für die Sowjetunion unakzeptable Bedingung der NATO-Mit-

gliedschaft verhindert.9 

Über das Prozedere, nicht das Ziel, bestanden noch Differenzen zwischen dem 

State Department und dem Stab des Präsidenten. Sie betrafen die Frage, welche 

Bedeutung der Sowjetunion im Prozess der Wiedervereinigung zukommen solle 

und welcher Zeitplan vorzusehen war. Die Präsidentenberater im Weißen Haus plä-

dierten aus Rücksicht auf die Deutschen für eine schnelle Wiedervereinigung, so-

fern es um die inneren Probleme gehe, aber für eine gewisse Verzögerung der au-

ßenpolitischen Verhandlungen, um Zeit für die Verhandlungen mit der Sowjetunion 

zu gewinnen. Das State Department wollte der Sowjetunion demgegenüber eine 

stärkere Rolle einräumen. Ross und Zoellick fürchteten gar, andernfalls könne die 

Bundesrepublik den Versuch machen, ihrerseits allein mit der Sowjetunion zu ver-

handeln, wodurch die USA ihre Einwirkungsmöglichkeiten verlören. Dies war eine 

abwegige Befürchtung, hatten doch Kohl und Genscher – mit der einen Ausnahme 

des Zehn-Punkte-Plans – immer auf eine sehr enge Abstimmung nicht allein mit 

den USA, sondern seit Anfang Januar 1990 erneut auch mit Frankreich und anderen 

Verbündeten Wert gelegt. Andererseits konnte die Bundesregierung nicht davon 
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absehen, dass die Ausreisewelle und die Fluchtbewegung aus der DDR enorm an-

schwoll und sich noch immer verstärkte. Allein im Jahre 1989 hatten fast 350.000 

Personen die DDR verlassen – bei 16 Millionen Einwohnern eine beträchtliche 

Zahl.  

Die ersten freien Wahlen zur Volkskammer der DDR am 18. März 1990 brach-

ten einen Sieg der durch die CDU geführten „Allianz für Deutschland“. Sie bildete 

eine große Koalition unter Führung des CDU-Politikers Lothar de Maizière, in der 

auch die SPD vertreten war. Nachdem sich die Mächte auf das Verfahren geeinigt 

hatten, begannen im Mai 1990 die Zwei-plus-Vier-Verhandlungen der Außenmi-

nister, die bis Juli 1990 abgeschlossen wurden. Die Vereinbarungen dienten als Er-

satz für einen Friedensvertrag und sahen die endgültige Anerkennung der bestehen-

den Grenzen durch Beschlüsse des Deutschen Bundestages und der nun demokra-

tisch gewählten Volkskammer der DDR vor. 

Der entscheidende Durchbruch in der Frage der NATO-Mitgliedschaft des ver-

einigten Deutschland gelang in zwei Schritten, beim Besuch Michail Gorbačevs in 

Washington vom 30. Mai bis 3. Juni 1990 sowie beim Besuch Helmut Kohls in 

Moskau bzw. dem Ferienort Gorbačevs am 15. und I7. Juli 1990. Die Stärke der 

Bundeswehr wurde auf 370.000 Mann festgelegt. 

Auch bei der Vorbereitung der beiden wichtigsten Treffen haben sich Bush und 

Kohl jeweils in Telefongesprächen eng abgestimmt. So sagte der Bundeskanzler 

dem amerikanischen Präsidenten am 30. Mai, beide Staaten müssten gegenüber 

Gorbačev in Bezug auf eine bedingungslose NATO-Mitgliedschaft Deutschlands 

unbedingt hart bleiben.10 Am 3. Juni erklärte der Präsident in der gemeinsamen 

Pressekonferenz mit Gorbačev, der beiderseitige Verhandlungen über die Formu-

lierung vorausgegangen waren: Ein „vereinigtes Deutschland solle Vollmitglied der 

NATO sein“. Auch wenn Gorbačev diese Ansicht nicht teile, seien beide „in voller 

Übereinstimmung, dass die Frage der Bündniszugehörigkeit gemäß der Schlussakte 

von Helsinki eine Angelegenheit ist, die von den Deutschen entschieden werden 

müsse“.11 

Die Frage, ob das Treffen vom 31. Mai bis 3. Juni in Washington bereits die 

Akzeptanz Gorbačevs für die NATO-Mitgliedschaft gebracht hat, ist in der For-

schung umstritten. Eindeutig ist indessen die Formulierung von George Bush im 

Fernschreiben an Helmut Kohl am 4. Juni 1990: 

„In dem Maße, wie wir den sowjetischen Sicherheitsinteressen außerhalb der 

2+4-Gespräche Rechnung tragen können, werden unsere Chancen steigen, dass 

wir Gorbačev  dazu bewegen können, ein vereinigtes Deutschland als volles Mit-

glied der NATO zu akzeptieren“.12 

                                                           
10  Küsters / Hofmann: Deutsche Einheit, S. 1161. 

11  Ebd., S. 1178: Public Papers of the Presidents of the Unites States, George H. W. Bush, 1989, 

Book 1, January 20 to June 30, Washington 1989, S. 756. Baker: Drei Jahre, S. 226. Michail 

Gorbatschow: Erinnerungen, Berlin 1995, S. 723. 

12  Küsters / Hofmann: Deutsche Einheit, S. 1178 f. 
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Die Hinweise von Bush bezogen sich auf den NATO-Gipfel und die bilateralen 

Beziehungen mit der Sowjetunion. Tatsache ist also, dass Gorbačevs Zustimmung 

zu Bushs Formulierung ein wesentlicher Fortschritt, noch nicht aber der endgültige 

Durchbruch war. Dieser kam erst am letzten Tag von Helmut Kohls Besuch bei 

Gorbačev am 15./16. Juli 1990, der genau an dem Punkt anknüpfte, den Bush be-

zeichnet hatte.  

Bei seiner Mitteilung an Bush über die Verhandlungsergebnisse erklärte der 

Bundeskanzler am 17. Juli in einem Telefongespräch, er habe mit der von Gorbačev 

schließlich akzeptierten Formulierung an die Formel von Camp David am 24./25. 

Februar angeknüpft.13 Das Gesprächsergebnis fasste der Bundeskanzler am glei-

chen Tag in einem Schreiben an Staatspräsident Mitterrand zusammen.14 Die 

britische Premierministerin sandte ebenfalls am 17. Juli 1990 ein Schreiben:  

„Dear Helmut, I send you my warmest congratulations on the success of your 

visit to the Soviet Union. Securing President Gorbachev’s agreement to a united 

Germany in NATO is a mighty step forward in the interests of Europe and the West 

as a whole [...] Warm regards yours ever Margaret“.15 

In seiner Laudatio bei der Verleihung des Franz-Josef-Strauß-Preises an 

George Bush am 13. November 1999 erklärte Helmut Kohl: „Viel weitsichtiger als 

viele Beobachter in den Vereinigten Staaten, als viele in Europa und auch bei uns 

in Deutschland, hat George Bush die Veränderungen in Mittel- und Osteuropa er-

kannt und die Entwicklungen vorausgeahnt. [...] Für George Bush war von Anfang 

an klar, dass der gemeinsame Wille der Deutschen zu Einheit und Freiheit, dass das 

Selbstbestimmungsrecht des deutschen Volkes Vorrang haben muss vor allen geo-

politischen Überlegungen von europäischem Gleichgewicht und Machtbalance. [...] 

Wir haben nicht vergessen, dass es seine Unterstützung war, die uns auch geholfen 

hat, die aus den bitteren Erfahrungen unserer Geschichte kommenden Vorbehalte 

mancher unserer westlichen Partner und Verbündeten bei der Wiedervereinigung 

aus dem Weg zu räumen. [...] Die Tatkraft von George Bush hat entscheidend dazu 

beigetragen, dass in unglaublich kurzer Zeit von knapp elf Monaten die deutsche 

Einheit Wirklichkeit wurde. [...] Mit dem Namen des 41. Präsidenten der Vereinig-

ten Staaten, mit Präsident George Bush ist die Einheit Deutschlands in Frieden und 

Freiheit untrennbar verbunden“.16 

                                                           
13  Ebd., S. 1372. 

14  Ebd., S. 1374f. 

15  Ebd., S. 1377. 

16  Franz-Josef-Strauß-Preis 1999. Dokumentation der Preisverleihung an George Bush, Grünwald 
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Helmut Kohl – Kanzler der deutschen Einheit 

Von Horst Möller 

1. Je länger die deutsche Teilung dauerte, desto weniger Deutsche glaubten an 

die Möglichkeit der Wiedervereinigung, selbst das verfassungsrechtlich bindende 

Gebot in der Präambel des Grundgesetzes, die deutsche Einheit in Frieden und 

Freiheit zu vollenden, wurde in weiten Teilen der Öffentlichkeit als deklamato-

risch angesehen. Als der damalige CSU-Vorsitzende Franz Josef Strauß 1973 eine 

Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über die Frage erzwang und es die 

unveränderte Gültigkeit dieses Gebots bekräftigte, legten ihm das seine politi-

schen Gegner als Kalte-Kriegs-Politik aus. Als Bundeskanzler Helmut Kohl am 

7. September 1987 – also gut zwei Jahre vor dem Zusammenbruch der DDR - in 

seiner Begrüßungsrede für den DDR-Staatsratsvorsitzenden in Bonn erklärte: 

„Die Bundesregierung hält fest an der Einheit der Nation, und wir wollen, daß alle 

Deutschen in gemeinsamer Freiheit zueinander finden können“, sprachen seine 

Kritiker von „Wiedervereinigungsrhetorik“. Noch am 11. Mai 1989 erklärte der 

damalige niedersächsische Ministerpräsident und spätere Bundeskanzler Gerhard 

Schröder: „Ich kann mir eine Einheit, die die Wiederherstellung des Nationalstaa-

tes zum Ziel hätte, unter den Bedingungen wie ich sie erwarte, nicht vorstellen 

[...]“. Und der damalige ebenfalls sozialdemokratische Regierende Bürgermeister 

von Berlin, Walter Momper, sagte keine zwei Monate vor der Öffnung der Berli-

ner Mauer am 14. September 1989: Die „zurzeit stattfindenden Übungen in Wie-

dervereinigungsrhetorik helfen niemandem [...]. Es geht nicht um Wiedervereini-

gung, sondern es geht darum, daß die DDR ihre Krise löst und daß den Menschen 

die Selbstbestimmung gewährt wird, die sie selbst wollen“. Das neue Grundsatz-

programm der SPD vom Januar 1989 betonte zwar das Recht der Deutschen auf 

Selbstbestimmung, doch müsse offen bleiben, „ob und in welcher Form die Deut-

schen in beiden Staaten in einer europäischen Friedensordnung zu institutioneller 

Gemeinschaft finden“. Diese Formulierungen waren zumindest unentschieden, 

vielleicht ein bewusst zweideutiger Kompromiss, zumal es auch in der SPD wei-

terhin Befürworter der Wiedervereinigung gab. 

In den europäischen Nachbarländern sahen die führenden Politiker die Wie-

dervereinigung eher noch skeptischer, obwohl über Jahrzehnte hinweg der An-

spruch der Bundesrepublik Deutschland auf die deutsche Einheit verbal akzeptiert 

worden war. Entscheidend aber blieb: Alle Verfassungsorgane der Bundesrepub-

lik waren auf diesen grundgesetzlichen Auftrag verpflichtet und mussten folglich 

die deutsche Frage völkerrechtlich offenhalten. Da diese Rechtsposition jedoch 

bei immer mehr Politikern und in der öffentlichen Meinung zunehmend fraglicher 

wurde, gewann das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Grundlagen-Ver-

trag, das die Bayerische Staatsregierung auf Druck von Strauß durch ihre Klage 

herbeigeführt hatte, seine fundamentale politische Bedeutung. Trotzdem unterliegt 

es keinem Zweifel: Weder für alle Regierungen der Nachbarstaaten, noch für die 

engeren Verbündeten, noch für alle deutsche Spitzenpolitiker war die Wiederver-
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einigung ein unbestrittenes und selbstverständliches Ziel, obwohl es vom Grund-

gesetz vorgegeben wurde. 

2. Die längerfristige Entwicklung nach 1945 hatte infolge des Kalten Krieges 

die Teilung Deutschlands und Europas vertieft. Trotz gemeinsamer Sprache, Kul-

tur und Herkunft, trotz vieler verwandtschaftlicher und freundschaftlicher Verbin-

dungen, trotz der durch Rundfunk und Fernsehen gegen den Willen der DDR-

Führung aufrecht erhaltenen Kommunikationseinheit zwischen West und Ost war 

die wachsende Kluft innerhalb Deutschlands, die durch die ständige DDR-Pro-

paganda und andere Maßnahmen vergrößert wurde, unverkennbar. Chancen, we-

nigstens mentalitätsmäßig die Einheit der Nation zu bewahren, erwuchsen aus 

einer Reihe von Abkommen seit den 1970er Jahren, die Kontakte ermöglichten, 

vor allem aber aus Abschwächungen des Ost-West-Gegensatzes. Doch tatsächlich 

blieben solche Chancen politisch begrenzt, wie mehrere Tauwetterperioden, z. B. 

partiell erfolgreiche Abrüstungsverhandlungen oder der KSZE-Prozess 1973/1975 

zeigten. Stärkere Wirkungen konnten nur von innerkommunistischen Reformpro-

zessen bzw. einer Schwächung der beherrschenden Führungsmacht des War-

schauer Paktes – der Sowjetunion – ausgehen. Und hier lagen im letzten Jahrzehnt 

vor dem Zusammenbruch der DDR die entscheidenden Voraussetzungen für die 

Chancen auf Wiedervereinigung. Trotz aller autonomen Entwicklung innerhalb 

der SED-Diktatur blieb sie machtpolitisch von der Sowjetunion abhängig.  

Zwei Ursachen stehen am Beginn der Auflösungserscheinungen des Sowjet-

blocks, die auch die innerdeutsche Entwicklung bedingten, die erste und aus-

schlaggebende liegt in der Sowjetunion selbst: Die nach dem Doppelbeschluss der 

NATO 1979 beginnende Nachrüstung überforderte die wirtschaftlich aufgrund 

ihrer kommunistischen Systemzwänge schwächelnde Sowjetunion. Das inzwi-

schen gerontokratische, wenn nicht sklerotische Führungssystem der KPdSU war 

nicht in der Lage, notwendige Reformen durchzuführen. Als der neue Generalsek-

retär Michail Gorbatschow mit zunächst zaghaften Reformen begann, geschah es 

in letzter Minute oder schon zu spät. Eingedenk der generellen Diagnose von Ale-

xis de Tocqueville, der gefährlichste Augenblick für ein schlechtes Regierungs-

system ist der der Reform.  

Wenngleich sich in den Nachkriegsjahrzehnten immer wieder Aufstände und 

Proteste im kommunistischen Machtbereich ereigneten, beispielsweise am 17. Ju-

ni 1953 in der DDR, 1956 in Ungarn, 1968 in Prag, schlug die Rote Armee sie 

blutig nieder. Doch entwickelte sich seit 1980 mit der Solidarność in Polen eine 

anwachsende organisierte Arbeiteropposition, der das Regime trotz des verhäng-

ten Kriegsrechts nicht wirklich Herr werden konnte. Dieses erste Beispiel einer 

kommunistischen Diktatur, in der es trotz brutaler Maßnahmen nicht gelang, die 

Opposition zu unterdrücken, erwies sich als Menetekel auch für die anderen Dik-

taturen und damit als zweiter wesentlicher Faktor für deren Machtverlust während 

der 1980er Jahre. Zugleich bildete seit 1974 der menschenrechtliche sogenannte 

Korb III des Helsinki-Vertrages einen Berufungsgrund für Dissidenten, dem die 

DDR-Führung unter Honecker mit einem starken Ausbau des Repressionsapparats 
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des Staatssicherheitsdienstes zu begegnen versuchte. Trotzdem entwickelten sich 

in der DDR, zum Teil unter kirchlichem Dach, Friedens- und Umweltbewegun-

gen, die immer stärker oppositionellen Charakter annahmen. Die Ausbürgerung 

der Liedermachers Wolf Biermann 1976 bildete einen Kristallisationspunkt für 

viele Künstler und Schriftsteller in der DDR, die ihre marxistischen (!) Ideale von 

der realsozialistischen Funktionärsdiktatur verraten fühlten. 

Aufgrund dieser Voraussetzung verstärkte sich die Bürgerrechtsbewegung, sie 

wuchs durch immer zahlreicher werdende offene Ausreisewünsche in die Bundes-

republik zu einem Massenprotest an, der in eine friedliche Revolution mündete. 

Für ihren Erfolg entscheidend wurde, daß die sich durch Gorbatschows Reform-

kurs verändernde Sowjetunion nicht mehr den Willen – und auch nicht mehr die 

Kraft – besaß, die Proteste wie in der Vergangenheit niederzuschlagen. Diese 

Entwicklung bedeutete zunächst nur die Schwächung und schließlich den Macht-

verlust der SED-Diktatur, jedoch keineswegs die Demokratisierung der DDR oder 

gar die Wiedervereinigung Deutschlands, weil sie nur in einem komplizierten in-

ternationalen und innerdeutschen Prozess erreichbar war. Doch erwuchsen aus der 

friedlichen Revolution die Voraussetzungen, auf denen die Bundesregierung agie-

ren konnte. 

3. Nun kam die Stunde Helmut Kohls, der zur schwindenden Zahl derer ge-

hörte, die stets entschieden am Ziel der Wiedervereinigung festgehalten hatten, 

mochte dieses Ziel auch noch in weiter Ferne liegen. Nach der Maueröffnung am 

9. November 1989 gelang es ihm, gegen vielfältigen und entschiedenen, vor allem 

internationalen, aber auch manchen innerdeutschen Widerstand, alle genannten 

Voraussetzungen optimal zu bündeln und die Wiedervereinigung auf die Tages-

ordnung der internationalen Politik zu bringen. Für diese Politik aber gab es au-

ßerhalb Deutschlands zunächst kaum Verbündete. Und es wird oft vergessen, dass 

die ‚alte’ Bundesrepublik auch 1989 kein vollständig souveräner Staat war: Nach 

dem Deutschland-Vertrag von 1955 blieben die ursprünglichen Besatzungsmächte 

sowohl für Deutschland als Ganzes als auch für das völkerrechtlich unter Vier-

Mächte-Verantwortung stehende Berlin zuständig, auch Westberlin war trotz der 

engen Bindungen rechtlich kein Teil der Bundesrepublik. Ohne die vier Mächte 

konnte es keine Wiedervereinigung geben, weswegen trotz aller komplizierten, 

1990 vor allem von Wolfgang Schäuble geführten innerdeutschen Verhandlungen, 

das internationale Parkett entscheidend wurde, auf dem es außer den vier Mächten 

selbst noch zahlreiche weitere Mitspieler gab, wegen der zwar nicht politisch, 

doch völkerrechtlich ungeklärten Frage der Oder-Neiße-Grenze auch Polen. 

Einer der ganz Wenigen, die sehr früh eine Wiedervereinigung ins Auge fass-

ten und sie unterstützten, war der amerikanische Präsident George W. Bush sen. 

Schon im Mai 1989 dachte er angesichts der Krisen im Sowjetblock über eine 

mögliche Lösung der deutschen Frage nach. Alte Verbündete Helmut Kohls, wie 

der französische Präsident François Mitterrand, blieben zögerlich bis ablehnend, 

andere wie die britische Premierministerin Margret Thatcher oder der italienische 

Premier Giulio Andreotti erwiesen sich als harte kompromisslose Gegner der 

deutschen Vereinigung. Zu den wenigen internationalen Unterstützern zählten der 
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französische Präsident der EU-Kommission Jacques Delors, der ehemalige fran-

zösische Verteidigungsminister François Léotard und der spanische Premierminis-

ter Felipe Gonzales. Michail Gorbatschow, der das unschätzbare Verdienst hat, 

weder in Polen noch in der DDR militärisch eingreifen zu lassen und durch dieses 

besonnene Verhalten unabsehbares Blutvergießen verhinderte, wollte indes kei-

neswegs die Wiedervereinigung, schon gar nicht in Verbindung mit der NATO-

Mitgliedschaft eines vereinigten Deutschlands. Vielmehr musste sie ihm unter 

dem Druck der Verhältnisse, unter denen seine Regierung stand und der wirt-

schaftlichen Schwäche der Sowjetunion, mühsam abgerungen werden. Zwar hielt 

auch er die DDR, wie alle kommunistischen Regimes, für reformbedürftig, doch 

abschaffen wollte er sie keineswegs. So zählte Michail Gorbatschow zu den Vä-

tern der Wiedervereinigung, jedoch eher als Getriebener, nicht wie George W. 

Bush sen. als Treibender. 

4. Auch innerhalb Deutschlands fand die Wiedervereinigungspolitik Kohls 

keineswegs nur Unterstützer. Der Schriftsteller Günter Grass lehnte die Wieder-

vereinigung mit der absurden Begründung ab, ein Volk, das Auschwitz verursacht 

habe, habe das Recht auf Einheit verwirkt. Der Kanzlerkandidat der SPD, Oskar 

Lafontaine, sprach sich ebenfalls gegen die Wiedervereinigung aus; innerhalb der 

westdeutschen Linken überwog generell die Skepsis, die im übrigen auch einer 

der Architekten der sozial-liberalen Ostpolitik, Egon Bahr, teilte, obwohl er später 

die Ostpolitik als entscheidenden Schritt zu Wiedervereinigung bezeichnete.  

Und selbst in der Bürgerrechtsbewegung der DDR, deren großes, unverzicht-

bares Verdienst die friedliche Revolution bleibt, herrschten zum Teil diffuse Vor-

stellungen über einen ‚dritten Weg’, den eine reformierte DDR gehen könne, über 

die Neutralisierung eines vereinigten Deutschlands u. a .m.: Die Zwei-Plus-Vier-

Gespräche bildeten ein instruktives Beispiel nicht nur für solche Überlegungen im 

DDR-Außenministerium Markus Meckels, sondern auch für Versuche des zeit-

weiligen Ministerpräsidenten Hans Modrow oder Gregor Gysis, den französischen 

Staatspräsidenten Mitterrand gegen die Wiedervereinigung einzunehmen. Gysi 

erklärte unter anderem, eine Wiedervereinigung würde den Sieg der politischen 

Rechten in Europa bedeuten. 

In Frankreich herrschten, zwar nicht bei der Bevölkerung, die mit 65 bis 70 

Prozent eine große Zustimmung zur Wiedervereinigung bewies, aber bei einem 

Teil der politischen und wirtschaftlichen Eliten große Befürchtungen vor einem 

politisch und wirtschaftlich übermächtigen Deutschland, weshalb Mitterrand zu-

mindest eine vorherige oder besser gleichzeitige Intensivierung der europäischen 

Integration forderte. Der Glücksfall bestand darin, dass er bei Kohl auf offene 

Ohren stieß, weil der Bundeskanzler von Beginn an die Wiedervereinigung euro-

päisch einbetten wollte. So oder so: Von den vier wichtigsten Mächten war nur 

eine – die USA, wo allerdings auch unterschiedliche Positionen zwischen Wei-

ßem Haus und Foreign Office existierten – ohne Wenn und Aber auf Seiten Hel-

mut Kohls, die meisten anderen europäischen Staaten waren ebenfalls keine Be-

fürworter der Wiedervereinigung. Natürlich besaß diese Ablehnung weniger aktu-

elle politische Gründe, vielmehr spielte die Erinnerung an den Zweiten Weltkrieg 
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und die Unterdrückung großer Teile Europas durch das nationalsozialistische 

Deutschland eine nicht zu unterschätzende Rolle.  

Die diplomatische Kunst Kohls bestand nun darin, sowohl die Besorgnisse zu 

zerstreuen, als auch die letztlich ausschlaggebende Unterstützung aller vier zu-

mindest aber dreier Mächte zu gewinnen. Und da nach einem vielzitierten Wort es 

in dieser deutschen Existenzfrage nicht allein um die westlichen Verbündeten 

ging, sondern der Schlüssel zur Wiedervereinigung in Moskau lag, musste vor 

allem Gorbatschow gewonnen werden, auf dessen Weigerung nicht allein Margret 

Thatcher hoffte, aber eben auch Mitterrand. Polen musste zumindest aus der engs-

ten Entscheidung herausgehalten und über die Grenzfrage beruhigt werden – diese 

aber wurde wegen der Vertriebenen, die damit endgültig auf ihre ursprüngliche 

Heimat, die früheren deutschen Ostgebiete, verzichten  mussten, zu einem zusätz-

lichen innerpolitischen Problem. Helmut Kohl wusste genau, dass an der völker-

rechtlichen Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze als deutsch-polnischer Grenze 

kein Weg vorbeiführte, doch brauchte er, was jedoch allerorten missverstanden 

wurde, bis zum definitiven Erfolg ein doppeltes Faustpfand – nicht allein gegen-

über Polen, sondern auch gegenüber den Vertriebenen. 

Helmut Kohl hatte sich in seiner bis dahin siebenjährigen Amtszeit ein großes 

Vertrauenskapital erworben, das nach anfänglichen Irritationen wegen eines miss-

glückten Interviews auch für das Verhältnis zu Gorbatschow galt. Er hatte durch 

seine rücksichtsvolle, die kleineren europäischen Partner einbindende Politik gro-

ßes Ansehen in der EU gewonnen. Jeder kannte ihn als überzeugten Europäer und 

Friedenspolitiker, der alles andere als ein deutscher Nationalist war. Diese persön-

liche Vorgeschichte, die mehr und mehr auch seine Kontakte zu den Reformkräf-

ten in Polen und Ungarn umfasste, erwies sich als Voraussetzung seiner Überzeu-

gungsarbeit, dass kein Nachbar etwas von einem wiedervereinigten Deutschland 

zu befürchten habe. 

Als wesentlich erwies sich ein dosierter Zeitplan, weil viele Reaktionen auf 

die deutsche Entwicklung nicht in direkter Ablehnung bestanden, sondern im Ver-

such, die Wiedervereinigung hinauszuzögern. Als Kohl deshalb seinen weder mit 

dem Koalitionspartner FDP, noch mit den Verbündeten abgesprochenen 10-Punk-

te-Plan am 28. November 1989 im Deutschen Bundestag im Alleingang verkün-

dete, bildete dies ein großes Risiko, wie die auf dem Fuße folgenden ablehnenden 

bis empörten Reaktionen zeigten. Doch hatte Helmut Kohl, der seit dem 9. No-

vember die neue Chance zur Wiedervereinigung erkannte und mit George W. 

Bush sen. immer entschiedener auf sie zuzusteuern begann, richtig kalkuliert: 

Zum einen konnte ihm tatsächlich niemand Übereilung vorwerfen, sah der Plan 

doch eine zeitliche Streckung des Wiedervereinigungsprozesses vor. Zum anderen 

ging es schließlich gar nicht mehr um einzelne Inhalte des Plans, weil die Bürger-

rechts-, Protest- und Ausreisebewegung aus der DDR eine immer größere Dyna-

mik erzeugte, auf die die Politik reagieren musste, wollte sie nicht unkalkulierbar 

überrollt werden.  

Entscheidend blieb am 10-Punkte-Plan deshalb nur eins: Der Bundeskanzler 

hatte damit den klaren Willen der Bundesrepublik Deutschland bekundet, jetzt 

den Prozess der Wiedervereinigung entschieden voranzutreiben, hatte doch Hel-
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mut Kohl früher als die Meisten erkannt, wie eng der zeitliche Spielraum, das 

sogenannte Zeitfenster, war. Nicht punktgenau zu handeln, barg die Gefahr, die 

einmalige, zu diesem Zeitpunkt unverhoffte Chance zur Wiedervereinigung zu 

verspielen. Helmut Kohl zurrte mit seinem Überraschungscoup des 10-Punkte-

Plans die internationale Agenda gegen den Willen der (mit Ausnahme der USA) 

wichtigsten Partner fest: Bloß indirektes Torpedieren dieses Ziels wurde immer 

schwieriger, die anderen Regierungen mussten sich in den nächsten Wochen und 

Monaten so oder so zur deutschen Politik stellen. Von nun an begann Kohls inter-

nationale Gipfeldiplomatie, die ohne Zweifel eine Meisterleistung war. Mit ihr 

näherte sich die Bundesrepublik nun Schritt für Schritt dem Jahrzehnte lang er-

klärten, aber nie in konkretes Handeln umsetzbaren Ziel der deutschen Einheit: 

Die wachsende innerdeutsche Dynamik nutzte Helmut Kohl schon seit der Mauer-

öffnung als geschicktes Druckmittel. Nach und nach gelang es dem Bundeskanz-

ler, ab Januar 1990 zunächst Mitterrand zu überzeugen, dann in mehreren Schrit-

ten bis zum Sommer 1990 Gorbatschow. Dabei erwies sich der amerikanische 

Präsident George Bush insbesondere beim Besuch des sowjetischen Generalsekre-

tärs in Washington Ende Mai 1990 als entschiedenster Unterstützer, blieb doch bis 

zum Juli 1990 die NATO-Mitgliedschaft des vereinigten Deutschland strittig – sie 

aber war eine der Bedingungen der USA für die Wiedervereinigung, aber auch 

Kohls, nicht aber unbedingt Außenminister Hans-Dietrich Genschers. 

In dem Verhandlungsmarathon gab es immer wieder Fortschritte und Rück-

schritte und ab 18. März 1990 erstmals eine durch freie Wahlen legitimierte 

Volkskammer in der DDR und eine durch sie gewählte Koalitionsregierung aus 

CDU und SPD, geführt von Lothar de Maizière (CDU). Seit der Erstürmung der 

Stasi-Zentrale in Berlin im Januar 1990 sowie dem sogenannten ‚Runden Tisch’ 

spielten die Bürgerrechtler bzw. neu gegründete oder, wie im Falle der SPD wie-

dergegründete, demokratische Parteien nun ihrerseits eine eigenständige Rolle in 

diesem Prozess. Tatsächlich bestand er aus unterschiedlichen parallelen Entwick-

lungen, die aber durch die internationalen Entscheidungen freigesetzt wurden. 

Beteiligt waren schließlich viele Bundesministerien, Bundesminister und hohe 

Beamte, beispielsweise aus dem Bundeskanzleramt, dem Bundesfinanzministeri-

um oder dem Auswärtigen Amt, insbesondere in den Zwei-Plus-Vier-Ver-

handlungen der Außenminister, bei denen Hans-Dietrich Genscher im Verein mit 

seinen Kollegen eine wesentliche Rolle spielte. Am Ende aber besaßen nur Gen-

scher, der amerikanische Außenminister James Baker und der sowjetische Au-

ßenminister Eduard Schewardnadse wirklichen Einfluss auf diesen Teil der Ver-

handlungen. 

Entscheidend wurden schließlich zum einen das dialektische Verhältnis, in 

dem Helmut Kohl und François Mitterrand die europäische Integration und die 

Wiedervereinigung vorantrieben, zum anderen die Fortschritte bei Kohls Ver-

handlungen mit Gorbatschow, die im Juli 1990 mit dem sowjetischen Zugeständ-

nis der NATO-Mitgliedschaft, der Zusage des terminierten Abzugs der sowjeti-

schen Armee in der DDR endete. Dieser komplizierte Abzug, der mit Bedienste-

ten und Angehörigen etwa 500.000 Menschen betraf, wurde durch finanzielle Zu-
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geständnisse der Bundesregierung in zweistelliger Milliarden-Höhe (in DM ) er-

möglicht, für die Helmut Kohl und Theo Waigel sich zu Recht einsetzten. 

Im Ergebnis brachten diese Verträge mit dem rechtlich zum 3. Oktober 1990 

vollzogenen Beitritt der fünf in der DDR wiedergegründeten Länder zur Bundes-

republik und dem Abzug der Roten Armee, der bis 1994 erfolgte, eine fundamen-

tale, ja revolutionäre Veränderung der europäischen, ja der Weltpolitik sowie der 

politischen und materiellen Lebensbedingungen der bisher unterdrückten Natio-

nen. Am Endpunkt des gesamten Prozesses 1991 erfolgte die Auflösung der Sow-

jetunion, nachdem sich zuvor schon der Warschauer Pakt aufgelöst hatte. Damit 

endete die politische und militärische Beherrschung nicht allein der DDR durch 

die Sowjetunion, sondern ganz Ostmitteleuropas, so dass indirekt auch diese Staa-

ten von der Wiedervereinigung und direkt vom Abzug der Roten Armee profitier-

ten. Die völkerrechtliche Anerkennung der Oder-Neiße-Grenze beseitigte den 

Schwebezustand zwischen dem faktischen Vollzug der Abtrennung ehemals deut-

scher Ostgebiete und der offenen Rechtsfrage. Die Lösung der deutschen Frage, 

also die Wiedervereinigung, betrieb Helmut Kohl in intensiven Verhandlungen 

und damit erstmals in der deutschen Geschichte ausschließlich friedlich und 

schließlich, nach langem Widerstreben der meisten Beteiligten im europäisch-

amerikanischen Konsens. Damit wurde ein struktureller, jahrzehntelanger politi-

scher Gefahrenherd in der Mitte Europas beseitigt. Die Wiedervereinigung 

Deutschlands 1989/90 erwies sich als nachhaltigstes und größtes europäisches 

Friedensprojekt des 20. Jahrhunderts. So wenig eine solch gigantische Leistung 

von einem einzelnen Staatsmann zu erbringen ist, so unbezweifelbar zeigen die 

inzwischen in großer Zahl zugänglichen bzw. veröffentlichten Dokumente, dass 

Helmut Kohl hieran (unterstützt vor allem von George W. Bush sen.) den größten 

Anteil hatte.  


